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Die Programmrede MaedonaldS
Die internationale Ministerkonferenz in London, zu der die

englische Regierung die Regierungen Deutschlands, der Ber¬
einigten Staaten , Frankreichs, Italiens , Belgiens und Ja¬
pans eingeladen hatte , hat nach der Ankunft der Delegationen
noch am Montagabend um halb 7 Uhr begonnen. Die erste
Sitzung, die etwa I X Stunden dauerte , wurde vom englischen
Ministerpräsidenten Macdonald mit einer Rede eingeleitet , in
welcher der gegenwärtige Augenblick als ein Wendepunkt in
der Geschichte der Welt bezeichnet wurde, in gutem oder
schlechtem Sinne . Wenn wir keine Lösung der gegenwärtigen
Krise finden können, kann niemand die politischen und finan¬
ziellen Gefahren voraussehen , die sich daraus ergeben werden.

Macdonald fuhr fort : Die Wirkungen der Schwierigkeiten sind
in der stärksten Form von den Staaten empfunden wollen ,
die ich internationale , industrielle und finanzielle Staaten
nennen möchte, besonders von - Deutschland, sowohl als Ex¬
portland , wie auch als Schuldnerstaat . Die deutsche Regie¬
rung hat sich gezwungen gesehen , zu erklären , daß sie von
ihrem Recht , einen Aufschub ihrer Verbindlichkeiten unter dem
Uoungplan zu erklären, Gebrauch zu machen gezwungen sein
werde. Das Angebot des Präsidenten Hoover wird die Ge¬
schichte als einen Akt seltenen Mutes und seltener Staats¬
kunst bezeichnen . Zu den Rückzügen der ausländischen Kre¬
ditgeber aus Deutschland ist von dem deutschen Finanzmini¬
ster erklärt worden, daß zwischen 150 und 200 Millionen
Pfund Sterling ausländische Devisen kürzlich von Deutschland
verloren worden find , eine Riesensumme, die mehr als den
Wert zweier Reparationsannuitäten darstellt.

So haben wir nicht nur die Maßnahmen zu erörtern , die
nötig sind, Präsident Hoovers Plan in die Tat umzusetzen,
sondern wir haben darüber hinaus noch die dringende Not¬
lage zu besprechen , die sich seither in Deutschland entwickelt
hat . Andernfalls wird e» schwierig sein, die Flut einzudäm¬
men. Wir sind hier als Vertreter unserer verschiedenen Na¬
tionen , aber wir sind auch in einem Geiste kooperativen gu¬
ten Willens zusammengekommen, nicht nur um den Erforder¬
nissen der gegenwärtigen Krise zu begegnen, sondern auch eine
Zeit aufrichtiger und gegenseitiger Bemühungen und Befrie¬
dung der aufgeregten Gemüter Europas herbeizuführen . Wir
sind nicht hier , um etwas zu erzwingen oder um jemanden zu
Fall zu bringen oder jemand zu demütigen . Lasset uns un¬
sere Arbeit als Freunde beginnen , als eine wahre Konferenz
am runden Tisch, gestärkt durch den Willen zum Erfolg . Was
die finanzielle Seite der Krise betrifft , so muß die Frage ,
was getan werden kann, in erheblichem Maße den Bankiers
und Finanzleuten Vorbehalten bleiben. Es handelt sich darum ,
Mittel zu finden , um neue Anleihen oder Kredite für Deutsch¬
land zu besorge « ; dies ist eine Sache, die, wie ich höre, schon
in Paris erörtert wurde . Ich vernehme, daß Schwierigkeiten
vorhanden sind, die überwunden werden müssen. Das Pro¬
blem besteht darin , zu verhindern , daß das Kapital , das be¬
reits in Deutschland ist, zurückgezogen wird.

Es kann keine Frage geben über die innere Stärke der
deutschen Wirtschaft, vorausgesetzt, daß sie die Hilfsquellen
hat , die sie benötigt. Der Hooversche Plan bedeutet für
Deutschland eine wirkliche und sehr bedeutende Erleichterung .
Sie wird sich vielleicht als nicht genügend Herausstellen. Dies
ist ein Punkt , den wir später untersuchen können. Aber ich
denke : Unser erster Schritt ist, mit größtmöglicher Beschleuni¬
gung über die Mittel zu entscheiden , durch die dieser Plan
endgültig in die Tat umgesetzt werden kann . Ich betone, „mit
größtmöglicher Beschleunigung".

über diese Sitzung wurde dann ein Kommunique ausgege¬
ben , in dem es heißt, daß der Vorsitzende , der britische Pre¬
mierminister Macdonald, Ursprünge und Ursachen der Krise
auseinandersetzte, desgleichen die Wichtigkeit der Aufgabe der
Konferenz. Herr Laval gab der Konferenz einen Bericht über
die Besprechungen, die in Paris stattgefunden haben, legte im
Einzelnen die Lage Frankreichs dar und drückte von neuem
die Hoffnung auf loyale Zusammenarbeit zwischen Frank¬
reich und Deutschland für - die Wiederherstellung des Ver¬
trauens und des Kredits in der Welt au ». De Brüning be¬
stätigte den Geist der Zusammenarbeit und drückte seine Dank¬
barkeit für die Gelegenheit der Pariser Besprechungen aus .
Er gab hierauf eine Darlegung mit Statistiken über die finan¬
zielle Lage Deutschlands und die Maßnahmen , die getroffen
worden sind , um ihr zu begegnen. Er drängte auf die not¬
wendige Unterstützung zur Besserung der Lage. Fragen des
Verfahrens wurden hierauf erörtert und die Sitzung auf
Dienstag vertagt.

Die in dem Kommunique erwähnten Ausführungen DeBrünings galten hauptsächlich der deutschen Krise und der
Finanzlage Deutschlands. Er hob hervor , daß vor allem zwei
Erfordernisse erfüllt werden müssen : ei« Anfhören der Ab -
rufung der fremden Kredite und eine Erhöhung der Gold¬
decke der Reichsbank . In seinem Schlußwort faßte Mae-
donald noch einmal die Ausführungen Lava!» und Brünings
zusammen. Die Verhandlungen wurden in einem außer¬
ordentlich versöhnlichen Geiste geführt .

Die heutige Sitzung
WTB . Londo «, 21 . Juli . (Tel . ) Die Siebenmächtekonferenz

»ft um 10 Uhr vormittags im Außenministerium zusammen¬getreten.
Vor dem heutigen offiziellen Beginn hatte ReichskanzlerDe Brüning eine einstündige Besprechung mit Snowde « im

Schatzamt, Mährens Reichsaußenminister De Cnr »ins eine
Unterredung mit Henderson im Foreign Office hatte.

Letzte Nachrichten
neuerr Aoovevplan"

Amerikanische Vorschläge in Londo»
WTB . Washington , 21. Juli . (Tel.) Da » Staatsdepar¬

tement kündigte an , daß die amerikanische Delega -
tton bei der Londoner Konferenz heute, Dienstag , „gewisse
Vorschläge zwecks Behebung der gegenwärti¬
ge « finanziellen Krisis " unterbreite » werde.
Sie werden in Pressemeldungen alskonkreteBorschläge
bezeichnet . Präsident Hoover habe sie gestern Abend nach mehr¬
tägigen Verhandlungen, bet denen Senator Morrow in sei¬
ner Eigenschaft als Bankier eine wichtige Rolle gespielt habe,
gebilligt.

*
WTB . New York, 21 . Juli . (Tel.) Die New Korker Blätter

bringen in großer Aufmachung die Nachricht , daß Sttmso «
heute in London Vorschläge der amerikanischen Regierung dar¬
legen werde, und bezeichnen diese Vorschläge als „nenen Hoo -
verplan ". „New Dort Times " und „Herald Tribüne " folgernaus Äußerungen aus Regierungskreisen, daß eS sich um einen
Vorschlag über eine Kreditaktion innerhalb der für die ame¬
rikanische Regierung zulässigen Grenze und unter der Bor -
auSsehnng einer weiteren Klärung der französtsch -dentsche «
Beziehungen handele. Unter dieser letzteren Voraussetzung —
so betonen beide Blätter —, werde sich die deutsche Kreditfrageals ein wesentlich banktechnisches Problem behandeln lassen.

„Herald Tribüne " berichtet weiter, daß in den offiziellen
Kreisen die Anschauung herrsche , man werde sofort Kredite
gewähren, wenn auch zunächst nur solche mit SOtägiger Lauf¬
zeit. Dies , um eS Deutschland zu ermöglichen, die internatio¬
nal « Bankwelt zur Überzeugung zu bringen, daß eS seine Fi¬
nanzlage kontrollieren könne und daher ein vertrauenswür¬
diger Schuldner für langfristige Anleihen sei . Hoover — someint da» Blatt weiter — würde den Entschluß nicht gefaßt
haben, seine Vorschläge durch Stimson unterbreiten zu lassen,wenn irgendOn positiver Plan von anderer Seite gekommen
wäre . Er sei jedoch überzeugt, daß eine Hilfsaktion für
Deutschland und die übrige Welt rasch einfetzen müßte, um
die erwünschte Wirkung zu erreichen.

Deutsch-englische Besprechungen
WTB . London, 21. Juli . (Tel.) Wie Reuter meldet, glaubt

man allgemein, daß das Essen im Unterhaus , zu dem Mae-
donald gestern abend die deutschen Minister eingeladen hatte ,weit mehr als ein gesellschaftlicher Empfang war und vielleicht
vollkommen neue Aussichten für die Konferenz eröffnet«. Man
glaube, daß Macdonald und seine Kollegen mit ihren Gästen
die Frage erörtert hätten , wie man unverzüglich Hilfe leisten
könne» ohne daß diese in Gestalt einer großen Anleihe erfolge,
die von mehreren Mächten mit den Garantien und Beschrän¬
kungen gezeichnet werden würde, die unvermeidlich dazu ge¬
hören würden . Einer der Vorschläge , die gemacht wurden , be¬
stehe darin » daß die Konferenz die Möglichkeiten untersuchen
solle, wie man Deutschland in seiner gegenwärtigen kritischen
Lage helfen könnte» ohne sein « Berpflichtungen, die , wie man
sagt, eine fast unerträgliche Belastung bedeuteten, in lästiger
Weise , n vergrößern.

Die Stimmung in London
ERB . Londo », 21. Juli . (Priv .-Tel .) Die diplomatischen

Korrespondenten einzelner englischer Blätter glauben Anlaß
zu haben, auf die Schwierigkeiten hinzuweisen, mit denen die
Londoner Konferenz sich auseinandersetzen muß , wenn sie zueinem Ergebnis gelangen soll.

Frankreich ist nach Anschauung der „Daily Mail " nach wie
vor geneigt, Bedingungen zu stellen , denen Deutschland sich
widersehen müsse. Allerdings sei die Konferenz so ungeheuer
wichtig für die Zukunft der Welt, daß die Delegierten es ein¬
fach nicht wagen würden, cniseinanderzugehen, ohne etwas
Wesentliches zustandegebracht zu haben. Außerhalb des Sit¬
zungssaales werde von vielen Delegierten bekannt, daß die
einzig wahre Lösung in der völligen Annullierung der Kriegs¬
schulden oder in einer Verlängerung des einjährigen Hoovrr-
MoratoriumS zu suchen sei ; niemand aber sei bisher so kühn
gewesen » dies innerhalb der Konferenz zu äußern . Auch
glaubt „Daily Mail ", von Meinungsverschiedenheiten inner¬
halb des englischen Kabinetts zu wissen ; Henderson sei den
französischen Wünschen gegenüber mehr zu einem Entgegen¬kommen geneigt.

„Morning Post" beschäftigt sich mit dem Frankreich zuge¬
schriebenen Projekt einer durch die deutschen Zölle garantier¬te« Zwri -Milliarden -Anleihe und verweist darauf , daß ein
solcher Plan weder in London noch in Washington Billigung
fände.

Französische Ausfälle gegen Macdonald
CNB . Paris , 21 . Juli : (Priv . -Tel . ) Unter den Londoner

Sonderberichterstattern verschiedener Pariser Blätter wendet
sich das „Echo de Paris " gegen die gestrige EröffnungsredeMacdonalds, und behauptet, Macdonald habe sich in der ihm
ebenen Art in undeutlichen Anspielungen rmpltcite gegen den
Standpunkt der Pariser Regierung gewandt, wie denn über¬
haupt seine Darstellung von jedem Deutschen unterzeichnetwerden könnten. Macdonald beabsichtige wohl , den Tod des
KoungplaneS herbeizuführen, und der allgemeine Eindruck des
ersten Londoner Tages sei der, daß für die französisch -eng¬
lischen Beziehungen eine Reibe böser Tage zu erwarten sei.

Ast das badische Notgesetz
vom V. Lulk 1031

vevfassungStvidvig?
Von Abg . Dr Baumgartner

I .
In mehreren Entschließungen der Protestversammlungen der

Beamtenverbände wurde das badische Notgeseh vom S. Juli
1081 als verfassungswidrig bezeichnet . Es soll daher im fol¬
genden die Frage der Berfaffungsmäßigkeit geprüft werden

Rechtsgrundlage für das Rotgesetz bilden 8 56 der badische«
Berfaffnng , und wie es in der Einleitung zum Notgesetz heißt,
„soweit erforderlich Artikel 48 Abs. 4 der Reichsverfassung ".

Die badische Verfassung sagt im § 56 Abs. 2 :
„DaS Staatsministerium erläßt , solange der Landtag

nicht versammelt ist, auch solche , ihrer Natur nach zur
Beschlußfassung des Landtags gehörige, aber durch das
Staatswohl dringend gebotene Verordnungen , deren Zweck
durch jede Verzögerung vereitelt würde, einschließlich der
vorübergehenden Aufhebung verfassungsmäßiger Rechte
(Notgesetze ) . Diese sind aber dem Landtag bei seinem
nächsten Zusammentritt zur Genehmigung sofort vorzu-
legen ; ihre Geltung erlischt , wenn die Genehmigung vom
Landtag versagt wird oder ein Beschluß des Landtag»
bis zum Schluß der Tagung nicht zustande kommt .

"
Soweit der Wortlaut der badischen Verfassung. Hier ist also

festgelegt:
1. Die Befugnis de» Staatsministeriums zum Erlaß von

Notgesetzen.
2 . Die Voraussetzungen dafür .
3. Art und Umfang der Notgesetze.
4. Zweck derselben.
5 . Dauer ihrer Geltung .
Prüfen wir nun die angegebenen Gesichtspunkte :
1. Nicht ein Einzelministerium , sondern nur das Gesamt»

Ministerium erläßt nach Mehrheitsbeschluß die Notgesetze.
2. Welche » sind nun die Voraussetzungen zum Erlaß der

Notgesetze ?
a ) Hier wird als zeitliche Voraussetzung bestimmt , daß Rot-

gesetze nur erlassen werden können, svlange der Landta, nicht
versammelt ist . Die Verfassung selbst sagt nichts darüber, ob
unter diesem Nichtversammeltsein eine längere oder kürzere
Zeit zu verstehen ist. Präsident De Glöckner sagt in seinem
Kommentar zur badischen Verfassung im Anschluß an ein»
Entscheidung des Staatsgerichtshofs für das Deutsche Reich
(RGZ . 112 Anh. S . 6 ) : „Ob der Landtag kürzere oder län¬
gere Zeit nicht versammelt ist, ist gleichgültig . Es kommt ledig -
lich auf die Tatsache des Versammeltseins oder Nichtversam -
meltseinS an . 'De Glöckner , badisches Verfassungsrecht, kl . Aufl.
<5 . 298 ) .

Der Badische Landtag war am S. Juli nicht versammelt, die
Lage erforderte sofortige» Handeln der Regierung. Die ver¬
fassungsmäßige zeitliche Voraussetzung für das Notgesetz lag
also vor.

b) Eine weitere Voraussetzung ist eine materielle, d . h . den
Gegenstand und den Zweck beschreibende : Nach dem klaren
Wortlaut der badischen Verfassung können von einem Notge¬
setz erfaßt werden alle Gegenstände, die ihrer Natur nach zur
Beschlußfassung des Landtags gehören , einschließlich der vor¬
übergehenden Aufhebung verfassungsmäßiger Rechte unter
den oben besprochenen und noch darzulegenden Voraussetzun¬
gen. Dr Glöckner geht in seinem badischen Verfaffungsrecht
sogar so weit, daß er hierunter auch Verfassungsänderungen,
die an sich noch der Volksabstimmung unterliegen, begreift. Es
kann nun wohl nicht bestritten werden, daß die im badischen
Notgesetz im Art . I und in Art . II §§ 1 und 2 enthaltenen
Materien ihrer Natur nach zur Beschlußfassung des Landtag»
gehören.

c ) Es ist dann weiter zu prüfen , ob da» Notgesetz und die
von ihm betroffenen Bestimmungen „durch das Staatswohl
dringend geboten" waren und ob »chereu Zwecke durch jede
Verzögerung vereitelt würde."

Die Entscheidung darüber , ob da» Staatswohl eine Not¬
maßnahme dringend gebietet, muß naturgemäß dem pflicht¬
gemäße» Ermessen der StaatSregierung zustehen . Allerdings
wird im Falle der BerfaffungSklage der Staatsgerichtshof
nachzuprüfen haben, ob diese Voraussetzung, daß ein Notgesetz
durch das Staatswohl dringend geboten war, zutrifst . Der
Staatsgerichtshof kann dann zwar nicht die Zweckmäßigkeit
der Maßnahme selbst , sondern nur die Dringlichkeit und Not¬
wendigkeit und die Frage prüfen , ob sich da» Rotgesetz in der
Tat darauf beschränkt, nur „durch da» Staatswohl dringend
gebotene" Bestimmungen zu treffen. (Vgl. a . Glöckner, bad.
Verfaffungsrecht , S . 297) .



Auch hierüber liegen mehrere Entscheidungen des Staats -
grrichtshofs vot. Selbst wenn der Erlaß eines Notgesetzes erst
kurz vor dem Zusammentritt des "

Landtags erfolgt , könnte
trotzdem nach einer Entscheidung des Staatsgerichtshofs (RGZ .
124 Anh . S . 32) das Recht des Staatsministeriums zum Er¬
laß eines Rotgesetzes nicht bestritten werden. Es heißt dort :
„Daß die Ausübung des Rotverordnungsrechtcs dringend er¬
forderlich gewesen ist, oder doch nach Lage der Verhältnisse
von der Landesregierung für dringend erforderlich hattö ge¬
halten werden können, läßt sich nicht aus dem Grunde bestrei¬
ten, weil der Landtag am Tage nach dem Erlaß der Verord¬
nung von neuem zusammentrat ." Präzedenzfälle in der badi-
schen Notgesetzgebung sind z. B . das Notgesetz vom 31 . Oktober
1924 über die Änderung des Steuerverteilungsgesetzes und das
Notgefetz vom 22 . Oktober 1926 über die achte Änderung des
Grund - und Gewerbesteuergesetzes. Diese beiden , Rotgesetze
sind seinerzeit ganz kurz vor dem Zusammentritt des Land¬
tags <7 . November 1924 bzw . 4 . November 1925 ) erlasten wor¬
den .

Es wird wohl von niemand , der den Ernst der Situation
erkennt, bestritten werden wollen, daß die badische Regierung
geradezu ihre Pflicht versäumt hätte , wenn fie nicht sofort alle
Maßnahmen ergriffen hätte, die nach ihrem pflichtgemäßen
Ermeffen, durch das Staatswohl dringend geboten waren . Da¬
mit soll nichts darüber gesagt sein, ob nicht die eine oder , an¬
dere Bestimmung für Einzelfälle gemildert oder geändert wer¬
den kann je nach Lagerung des Falles oder nach der Entwick¬
lung der Verhältniste. Aber dazu ist die Regierung nach dem
Notgesetz selbst jederzeit berechtigt.

Die deutsche Industrie
zum sozialdemokratische » Aufruf

Der Reichsvrrband der Deutsche « Industrie und die Bereini¬
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände veröffentlichen fol¬
gende Erklärung :

„Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands hat den jetzi¬
gen Augenblick höchster Not von Volk und Wirtschaft züm An¬
laß genommen, in einem Aufruf an das deutsche Volk ge¬
hässige Angriffe gegen die deutschen Unternehmer und die
jetzige Wirtschaftsordnung zu richten . Der Angriff geht fehl.
Wir arbeiten in Deutschland in einer durch politische Eingriffe
verfälschten und in ihrem inneren Ausgleich gehemmten ka¬
pitalistischen Wirtschaftsform, die zudem die zerstörenden Fol¬
gen der Reparationspolitik zu ertragen hat. Seit Jahren ha¬
ben der Reichsverband der Deutschen Industrie und die Ver¬
einigung der Deutschen Arbeitgeberverbände vergebens war¬
nend die Folgen dieser Störungen für den Ertrag der deut¬
schen Wirtschaft und damit die Beschäftigung und den Ver¬
dienst der deutschen Arbeiter vorausgesagt . Den öffentlichen
Streit hierüber lehnen wir jetzt ab.

Wir überlassen es dem deutschen Volke , das Urteil über
diejenigen zu fällen , die in der Zeit größter gemeinsamer Ge¬
fahr parteipolitische und agitatorische Bedürfniste über die

^ vaterländische Pflicht einmütigen Zusammenstehens unseres ,
ganze» Volkes zur Überwindung der augenblicklichen Erschüt-
terungen stellen und die durch das Aufreißen innerer Gegen¬
sätze die Vertrauenskrise verschärfen, deren Beseitigung füralle Verantwortungsbewußten das Gebot der Stunde sein
muß .

"

Beschimpfung Dtresemanns . In der Berufungsinstanz ver¬
handelte die Große Strafkammer in Krefeld gegen den Kinder¬
arzt und Bezirksleiter der Nationalsozialistischen Deutschen
Arbeiterpartei , Dt Diehl» und den Schriftleiter des Stahlhelm -
klattes „Niederrheinische Tageszeitung ", Peter Thomassen.
Die beiden Angeklagten hatten dem verstorbenen Reichsaußen-
ininister Stresemann nachgesagt, er habe als Belohnung fürdas Zustandekommen des Aoungplans eine Million Goldmark,
gewissermaßen als Bestechungssumme, erhalten ! Das Kreftl -
der erweiterte Schöffengericht hatte beide am 17. April zu
/je vier Monaten Gefängnis verurteilt . Das Gericht bestätigte
was Urteil ,erster Instanz , Die Verurteilung erfolgte auf Grund
des Republikschuhgesetzes .

Der Schweizer Zonenstreit . Die Zonenverhandlungen zwi¬
schen der Schweiz und Frankreich sind gescheitert . Die Schweiz
unterbreitet nun die Angelegenheit neuerdings dem Inter¬
nationalen Gerichtshof im Haag zur Entscheidung. Ende die¬
ses Monats läuft die Frist für die direkte Verständigung zwi¬
schen den beiden Staaten ab. Frankreich hat sich offenbar auch
letzt nicht 8azu verstehen können, den Zollgürtel von der poli¬
tischen Grenze zurückzunehmen.

Generalstreik in Sevilla . In Sevilla und der ganzen Pro¬
vinz ist der Generalstreik ausgebrochen. — Innenminister
Maur « erklärte, daß die Pläne der Streikenden die Abschaf¬
fung der Autorität , Erstürmung der Kasernen , Auflösung der
Zivilgarde seien .

Die Badische Kunsthalle Karlsruhe veranstaltet in ihrem
graphischen Ausstellungsraum eine Ausstellung von ' Aguarel -
ken und Olskizzen des niederländischen Malers Carl Wilhelm
de Hammilton ( 1648/1754 ) die zu den Beständen des Küpfer-
stichkabinctts gehören. Carl Wilhelm Hammilton war u. a .in den Jahren 1699 bis 1797 am Hofe Ludwig Wilhelms von
Baden -Baden.

Mannheimer HandelShochschulpreiS für Karlsruhe . Die
Mannheimer Handelshochschule hielt am Freitag im Musen¬
saal des Rosengartens ihre diesjährige Jvhresfeier ab. Rektor
Professor Dt Lndewig erstattete den Jahresbericht über das
verflossene Studienjahr . Der Besuch der Handelshochschule war
in dem Berichtsjahr außerordentlich gut. Von 150 Kandidaten,die sich der Diplomprüfung unterzogen , haben 119 bestanden.Der 1 . Preis für das vorjährige Preisausschreiben wurde
Diplomkaufmann Ludwig Meier aus Karlsruhe zuerkannt .
Zum Rektor wurde für die am 1 . Oktober beginnende Amts¬
periode hat der Senat Prof . Dr Tuckermann gewählt. Im
Laufe der Feier dankte der Rektor den Studenten für ihr im
Gegensatz zu anderen Hochschulen mustergültiges Betragen .

Die neue Spielzeit des Stadttheaters in Freiburg wird am
8. September mit „Götz von Berlichingen" beginnen . In der
Zwischenzeit sollen vier Wochen lang Variets -Vorstellungen ge¬geben werden.

Bernard Shaw in Berlin . Der englische Dichter und
Schrrftsteller Bernard Shaw ist Sonntag in Berlin einge¬troffen .

Der Betrag der diesjährigen Nobelpreise. Nach einer Mit¬
teilung der Nobelstiftung aus Stockholm beläuft sich der Fonds
gegenwärtig auf insgesamt 31 348 438 Kronen . Jeder Preisbeträgt in diesem Jahre 173 206 Kronen.

Die lttoimatznahme«
Auszahlung der Gehälter zunächst nur zur Hälfte

Eine Notverordnung des Reichspräsidenten ermächtigt die
Reichsregierung , Vorschriften zu erlassen, über die Zahlungs¬weise 1 . für Bezüge, die mit Rücksicht auf eine gegenwärtigeoder frühere Tätigkeit in öffentlichen oder privatem Dienste
gewährt werden, 2. für Anteile der Länder an den Überwei¬
sungssteuern , 3. für Leistungen der Länder an öffentlich-recht¬
liche Religionsgesellschaften.

Die Reichsregierung wird ferner ermächtigt, Vorschriften
zum Schutze von Schuldnern gegen die Folgen zu treffen , die
sich auL der veränderten Zahlungsweise ergeben.Eine Durchführungsverordnung bestimmt dazu :

Die Bezüge der Reichsbeamten und der Soldaten , der Warte -
!
Geldempfänger und Ruhegeldempfänger des Reiches , die Ver-
orgungsbezüge der Hinterbliebenen von Reichsbeamten, die

Übergangsgebührnisse, die Dienstbezüge der Postagenten , die
laufende» Bezüge der ehemaligen Angestellten und Arbeiter
im Reichsdienst , sind vorübergehend in der Weise auszuzah¬len, daß die Hälfte des Monatsbezuges am bisherigen Aus¬
zahlungstage , der Rest 19 Tage später ausgezahlt wird.Die Reichsstaatsbeamten stehen den Reichsbeamten gleich.
Auf die Zahlungsweise für die Bezüge der Angestellten im
Reichsdienst einschließlich des Dienstes bei der Deutschen
Reichspost , findet die Bestimmung entsprechende Anwendung.

Die Länder, Gemeinden (Gemeindeverbände) und sonstigen
Körperschasten des öffentlichen Rechtes sind berechtigt und ver¬
pflichtet , die entsprechnden Regelungen zu treffen .Die Reichsbank und die Deutsche Reichsbahn- Gesellschaft ,
die von sich aus eine entsprechende Regelung treffen , gelten
nicht als Körperschaften ' des öffentlichen Rechtes im Sinne
dieser Verordnung . Den öffentlich-rechtlichen Religionsgesell¬
schaften bleibt ek überlassen, entsprechende Regelungen zu tref¬
fen. Diese Körperschaften'

sind ermächtigt, entsprechend zu
verfahren .

Der Reichsminister der Finanzen wird ermächtigt, die An¬
teile der Länder an den überweisnngssteuern abweichend von
der bisherigen Regelung zu entrichten. 8 63 des Finanzaus -
gleichsgesetzes bleibt Unberührt .

Bezüge für Dienstleistungen im Privatdienst , die für einen
Zeitraum von mindestens einem Monat gewährt werden,
können vorübergehend von den Zahlungsverpflichteten an an¬
deren als den bisherigen Auszahlungstagen ansgezahlt wer¬
ben . Jedoch muß bei Monatsbezügen mindestens die Hälfte
des Monatsbezuges am bisherigen Fälligkeitstage , der Rest 10
Tage später ausgezahlt werden. Bei Bezügen, die für einen
längeren Zeitraum als einen Monat gewährt werden, muß
der auf einen Monat entfallende Teilbetrag mindestens je zur
Hälfte am 1 . und 15. dieses Monats ausbezahlt werden.

Zuschläge für Steuerrückstände
Eine neue Notverordnung ordnet Berzugszuschläge auf

Stenerrückstände an . Sie bestimmt folgendes:
Wird eine Zahlung , die vor dem 1 . August 1931 fällig ge¬

worden ist oder fällig wird, nicht bis zum Ablauf des 31.
Juli entrichtet, so ist für jeden angefangenen halben Monat
ein Zuschlag in Höhe von 5 Prozent des Rückstandes zu zah¬
len . Wird eine Zahlung , die nach dem 81 . Juli 1931 fällig
wird, nicht rechtzeitig entrichtet, so ist für jeden auf den Zeit¬
punkt der Fälligkeit folgenden angefangenen Monat ein Zu¬
schlägen Höhe von 5 Prozent des Rückstandes zu zahlen.

Diese Zuschläge finden Anwendung auf Zahlungen , die ge¬
schuldet werden nach dem Einkommensteuergesetz, Körper- :
schaftssteuergesetz , Vermögensteuergesetz, Erbschaftssteuergesetz,
serner nach den Vorschriften über die Aufbringungsumlageüber die Grundsteuer , Gewerbesteuer oder Hauszinssteuer ,über Zuschläge zur Einkommensteuer, zur Körperschaftssteuer,
zur Grundsteuer oder zur Gewerbesteuer und schließlich nach
den Vorschriften über die Krisensteuer.

Richtlinien zur zweiten Notverordnung
gegen politische Ausschreitungen

Der Reichsminister des Innern Dt Wirth hat zu der zwei¬
ten Notverordnung zur Abwehr politischer Ausschreitungen
vom 17. Juli 1931 an die obersten Reichs - und Landesbehör-
deu Richtlinien herausgegeben , in denen zunächst darauf hin-
gewiesen wird, daß die Verordnung eine verantwortungs¬
bewußte, sachliche, in anständiger Form an den Maßnahmender Regierung geübte Kritik nicht unterbunden oder gar er¬
schwert werden soll ; die Verordnung habe den Zweck, der
Brunnenvergiftung entgegenzuwirken, wie sie im politischen
Kampf durch Entstellung wahrer und Behauptung falscher
Tatsachen in letzter Zeit in bedauerlichem Umfange geübt
worden ist.

Das Recht , die Aufnahme von Kundgebungen zu verlan¬
gen , soll beschränkt bleiben auf Veröffentlichungen öffentlichen
Charakters, ' an deren Bekanntwerden ein erhebliches öffent¬
liches Interesse besteht . Eine kleinliche Handhabung der Ver¬
ordnung ist unbedingt zu vermeiden. Schließlich werden in
den Richtlinien die Reichs - und Landesbehörden gebeten , da »>
auf Bedacht zu nehmen, daß in den Veröffentlichungen eine
gewisse Einheitlichkeit besteht .

*
Die Reichsarbeitsgemeinschaft der deutschen Preffe, in der die

deutschen Redakteure und Verleger vereinigt sind , verlangt m
einer Erklärung , daß auch in dieser Notzeit die Preßfreiheit
unbedingt gewahrt bleibe. Sie ist das Lebenselement der
Presse, unentbehrlich für die Erfüllung ihrer Pflichten gegen¬über Volk und Staat . — Die Reichsarbeitsgemeinschaft ver¬
urteilt aufs schärfste jeden Mißbrauch der Preßfreiheit . Sie
kann aber in der Notverordnung zur Bekämpfung politischer
Ausschreitungen vom 17. ■Juli 1931 kein geeignetes Mittel
zur Bekämpfung solcher politischer Ausschreitungen der Presse
erblicken . Die Verordnung in ihrer jetzigen Form behindere
auch die Mitarbeit und Kritik der verantwortungsbewußten
Presse und führe dadurch schwere Gefahren für die Meinungs¬
und Urteilsbildung in der Öffentlichkeit herauf .

Reichsinnenminister Dt Wirth hat ergänzende Richtlinien
zur Handhabung der Verordnung ausgegeben :

Die Verordnung gestatte nur , die Aufnahme solcher Kund¬
gebungen oder Entgegnungen zu verlangen , die von der Be¬

hörde ausgehen , die das Ersuchen stellt , also amtliche Verlaut¬
barungen dieser Stelle find . Das Recht , eine periodische
Druckschrift zu verbieten, wenn durch sie die öffentliche Ruhe
gefährdet wird, setzt voraus , daß eine derartige Gefährdung
einwandfrei feststeht . Die Vorlegung von Beschwerden soll
in allen Fällen ohne jede Verzögerung erfolgen.
Der Verkehr mit ausländischen Zahlungsmitteln

Auf Grund der Verordnung über den Verkehr mit aus¬
ländischen Zahlungsmitteln wird vom Reichsbankdirektorium
u . a. bestimmt, daß alle Kreditinstitute , die ein Reichsbank¬
girokonto besitzen, die Befugnis erhalten , ausländische Zah¬
lungsmittel und Forderungen in ausländischer Währung ge¬
gen inländische Zahlungsmittel kommissionsweise zu kaufen
und zu verkaufen. Sie baben die eingehenden Zahlungsmit¬
tel unverzüglich an die für sie zuständige Re :

' ' Bankanstalt
abzuführen .

Auch gewerbsmäßige Gcldwechselgeschäft , (Wechselstube ^»dürfen inländische Zahlurrgsmittel gegen ausländische Zug un»Zug Umtauschen ; der Gesamtbetrag der für Rechnung ei»und derselben Person oder Firma bei einer oder mehrerenWechselstuben erworbenen ausländischen Zahlungsmittel darfjedoch innerhalb einer Kalenderwoche 100 RM . nicht über»schreiten . /Die Wechselstuben , Reisebüros und Hotels sind ver.pflichtet , den täglichen Überschuß an ausländischen Zahlung «.Mitteln , soweit er nicht in Scheidemünzen besteht , an di«Reichsbank oder ein vom Devisengeschäft zugelassenes Kredit-nistitut binnen drei Tagen abzuliefern .

Dev I - v-41nwnSt »la« im
Da< Plädoyer der deutschen Vertreter

Am Montag nachmittag wurde vor dem Ständigen Inter -nationalen Gerichtshof im Haag mit den eigentlichen Verhand-langen begonnen. Zunächst ergriff der deutsche Vertreter Pro¬fessor Dt BrunS das Wort.
Es handle sich darum , ob das auf den Prinzipien des WienerProtokolls vom 19. März d. I . zu errichtende Zollregime mitdem gegenwärtigen für Österreich geltenden juristischen Sta¬tut zu vereinbaren sei . Diese Frage sei eine rein juristische.Er befaßte sich ausführlich mit der Tragweite des Ausdruckes

„Unabhängigkeil", wobei er ausführte , daß im Genfer Proto¬
koll die Unabhängigkeit Österreichs nicht einer Einschränkung
unterworfen , sondern nur die schon im Artikel 88 des Ver¬
trags von St . Germain enthaltene Einschränkungsklausel noch¬mals bestätigt worden sei. Der zweite Absatz des Protokolls
enthalte keinerlei neue Verpflichtungen. Kein Staat könne
vollkommen in dem Sinne unabhängig sein , daß er nicht durch
Verträge seine Handlungsfreiheit in irgendwelchen Bezie¬
hungen einschränken lassen mühte . Von französischer Seite sei
hierzu eine These aufgestellt , worden, bei deren Anwendunges verpflichtet wäre , stets beim Abschluß eines Vertrages , der
eine Erhöhung seiner wirtschaftlichen oder politischen Abhängig¬
keit zur Folge hätte , die vorherige Zustimmung des Völker¬
bundsrates dazu einzuhplen. Der Völkerbundsrat hätte alsodann das Recht , jede Abmachung wirtschaftlichen, politischen ,
finanziellen oder anderen Charakters , welche die Aktiousfrei-
heit Österreichs ändern würde, zu prüfen . Wenn diese fran¬
zösische These richtig wäre, dann hätte die Unabhängigkeit
Österreichs niemals existiert. Der Artikel 88 des Vertrages
von St . Germain , der die Anerkennung der Unabhängigkeit
Österreichs durch alle Signalarmächte enthalte, würde , also
nicht die Unabhängigkeit, sondern die vollkommenste Abhängig¬
keit dieses Staates eingeleitet haben.

- - - - --- —

Der Reichsrat trat am Montag unter dem Vorsitz des Vize¬
kanzlers Dietrich zusammen. Der Vizekanzler und Reichsmini¬
ster der Finanzen erstattete einen ausführlichen Bericht über
die Lage.

Der deutsch-ungarische Handelsvertrag wurde in Gens un¬
terzeichnet. In diesem ersten Tarifvertrag zwischen beiden
Staaten ist entsprechend den letzten Beschlüssen der europäischen
Studienkommisfion des Völkerbundes von deutscher Seite für
ungarischen Weizen »in Vorzugszoll gewährt worden, der zu
seiner Inkraftsetzung der Zustimmung der meistbegünstigten
Länder bedarf.

Durchsuchungen in Frankfurt a. M . Die Polizei nahm am
Montag mit großem Aufgebot in Frankfurt a . M . eine Durch¬
suchung verschiedener kommunistischer Büros und anderer
kommunistischer Stellen vor. Große Mengen von Material
wurden dem Polizeipräsidium überwiesen.

Bon politischen Gegnern erschlagen . In Hannover ist ein
Reichsbannermann seinen schweren Verletzungen erlegen , die
er bei einem Zusammenstoß mit Nationalsozialisten erlitten
hatte . — In Prrleberg würde bei einem Streit mit Kommu¬
nisten ein Nationalsozialist mit einer Wagenrunge erschlagen.

In Wesel gab es bei einer Kundgebung der Nationalsozia¬
listen eine große Schlägerei. Die Polizei mußte Schreckschüsse
abgeben. Es gab mehrere Verletzte.

Ein polnisches Militärflugzeug ist bei Schneidemühl auf deut¬
schem Boden notgelandet. Die beiden festgenommenen Flieger
wollen sich bei dem diesigen Wetter verflogen haben.

Gegen die Entvölkerung der schweizerischen Gebirgsgemein -
den will die Regierung Maßnahmen treffen . Es ist gedacht
an die Gewährung langfristiger landwirtschaftlicher Darlehen
zu ermäßigtem Zinsfuß für diese Bevölkerung, an finanzielle
Beihilfen der besonders mit Armenlasten schwer bedrückten
Gemeinden.

Fehlbetrag der italienischen Staatsrechnung . Die italie¬
nische Staatsrechnung schließt am 30 . Juni , am Ende des
Rechnungsjahres 1930/31 , mit einem Defizit von 896 Mil -
lionen Lire ab . Der Monat Juni selbst brachte gegenüber
dem Voranschlag einen Uberschuß von 101 Millionen Siiej

Ein Räte - Palast . Innerhalb der Sowjetunion wird eine
Konkurrenz ausgeschrieben, um Bauprojekte für den geplan¬
ten Bau eines Palastes der Sowjets zu erlangen . Der Palast
der Räte soll mit allen Einrichtungen der Neuzeit versehen
sein und insbesondere dazu dienen,, den Mittelpunkt für große
Volksaufzüge und Massenkundgebungen zu bilden. Er wirst
in Moskau am Ufer der Moskwa, südlich des Kreml , errich¬
tet werden ; dort, wo gegenwärtig die Erlöserkathedrale steht .Die Erlöserkathedrale und ein ganzer Häuserblock werden
abgetragen . ,

Defizit des australischen Bundes . Bei Vorlegung des Bud¬
gets im australischen Parlament kündigte der Finanzminister
an , daß das Defizit des australischen Bundes während de»
laufenden Jahres auf 17 215 662 Pfund Sterling gestiegen sei.

Bayrenther Bühnenfestspiele. Die „Tannhäuser "-Auffüh-
rungen finden am 21 . Juli , am 1 ., 5. , 8. und 17. August statt.
Sie weisen unter Maestro Toscaninis Leitung folgende Be¬
setzung auf : Hermann , Landgraf von Thüringen : Jvar Andrö-
sen — Josef v. Manöwarda . Tannhäuser : Lauritz Melchior—
Sigismund Pilinsky. Wolfram von Eschenbach : Gerhard
Hüsch. Walther von der Vögelweide : Gustav Rödin . Biterölf :
Georg von Tschurtschenthaler. Heinrich der Schreiber : Joachim
Sattler . Reinmar von Zweier : Desjö Ernster . Elisabeth,
Nichte des Landgrafen : Maria Müller . Venus : Anny Helm.
Tin junger Hirte : Erna Berger . Rudolf von Laban mit sei¬
ner Tanzgruppe hat wiederum die Choreographie deS
Bacchanals übernommen.

Schaffung eines Söderblom -FondS. In Stockholm wurde
ein Aufruf erlassen, in dem die gesamte Bevölkerung Schwe-
dens ausgerufen wird, an der Bildung eines Fonds teilzuneh»
men, der den Namen des verstorbenen Erzbischöfs Söderblom
tragen soll. Der Fonds soll zur Verwirklichung der große»
Gedanken Söderbloms — ökumenische Arbeit , Völkerverstän¬
digung, Friede , die Einheit der Kirchen usw . — dienen. Der
Aufruf ist vom Kronprinzen und 30 hervorragenden Persön¬
lichkeiten unterzeichnet.

» I

»



^ lettre Sbeo«»
Sn seiner Billa in Berlin wurde der 8« Jahre alte Fabrik¬

besitzer Arthur Jaffs und seine S4 Jahre alte Frau - mit
Beronnl vergiftet tot aufgefunden . Jafft war mit seiner
Gattin zur Kur in Aix - les-Bains gewesen und erst am Sonn -
taa naÄ Berlin zurückgekehrt . Er ist Inhaber einer chemi-
schen Fabrik, die seit über 3V Jahren besteht . Jaffs war
seit mehr als 30 Jahren auch Kunde bei der Danatbank .
Auf Grund der Verordnungen war nichts ausgezahlt worden,
so daß in dem Betriebe Stockungen entstanden.

In Königsberg (Ostpr. ) übergoh die Ehefrau den 38jährigen
Reichsbahnoberassistenten Erich Baldszuhn während er schlief
mit Brennspiritus und setzte ihn in Flammen . Sterbend hat
man den Mann ins Krankenhaus gebracht. Die Mörderin ist
verhaftet worden.

Der Leiter der Myslowitzer Genossenschaftsbank (Poln .
Oberschles .) , Weffeld, wurde am Samstag verhaftet und die
Bank behördlich versiegelt. Es verlautet , daß die Bank ver¬
schiedene Inkassos in beträchtlicher Höhe für Posener , War -
schtmer und Krakauer Firmen vorgenommen, die Gelder aber
nicht abgeführt habe . Auch verschiedene Warenlieferungen für
Myslowitzer Kaufleute sollen zum Schaden der Fabrikanten
weit unter Preis verkauft und das Geld gleichfalls nicht abge-
fiibrt worden sein .

Durch ein furchtbares Unwetter wurden in Lublin (Polen )
etwa 1000 Häuser eingerissen oder schwer beschädigt . Ganze
Dächer , Scheunen und Telegraphenstangen wirbelten durch die
Lust: ' Nach den bisherigen Feststellungen sind vier Personen
getötet worden. Die Gesamtzahl der Verletzten läßt sich zur
Zeit nicht feststellen , ebensowenig der Schaden.

Eine Statistik der Berkehrsunfälle beim französtschen Natio¬
nalfeiertag ergab 41 Tote und etwa 200 Verletzte.

Durch eine Feuersbrunst in der tschechoslowakischen Ortschaft
Bazar sind mehr als 2000 Personen obdachlos und ohne Le¬
bensmittel . Zahlreiche Kinder werden vermißt . Der Schaden
wird auf 15 Mill . Tschechenkronen geschätzt.

Eine Petroleumquelle geriet in Mount Pleasant (Michigan)
in Brand . Durch das nach allen Richtungen ausgeschleuderte
brennende Erdöl wurden 7 Personen getötet und mehrere
schwer verletzt .

Während des Gottesdienstes ist der Chor der Kirche von
Loanda (Portugiesisch-Angola) « ngestürzt . 20 Kirchgänger
wurden getötet und 200 verletzt.

Eine Reichstagung der Arbeitsgemeinschaft
der Badener aller Wett

Am Sonntag , den 12. Juli , waren in Frankfurt a. M . etwa
60 Delegierte der badischen Landmannschaftlichen Organisatio¬
nen aus ganz Deutschland versammelt , um die Verfassung, Or¬
ganisation und Arbeitsweise der im Jahre 1930 in Karlsruhe
gegründeten Arbeitsgemeinschaft der Badener aller Welt fest¬
zulegen. Der vom Verkehrsverein Karlsruhe vorgelegte Ent¬
wurf der Richtlinien für die Arbeitsgemeinschaft wurde ein¬
stimmig angenommen, Ein ständiger Arbeitsausschuß , dem
22 Mitglieder angehören, wird demnächst in Koblenz zusam¬
mentreten und das Arbeitsprogramm feststellen . Unter den

.Badener Vereinen herrscht der starke Wille, nicht nur unserem
bedrängten Vaterlande die Liebe zu Volk und Heimat zu er¬
halten , sondern auch durch die Arbeitsgemeinschaft im Jnter -

. .esienaustausch zwischen In - und Ausland Nutzen zu bringen .

Aus der badischen Industrie
Borübergehende Stillegung bei Fuchs Waggon. Die Waggon¬

fabrik H . Fuchs AG. geht zur Zeit an die Durchführung des
schon vor einigen Monaten angekündigten Entschlusses, ihr
Werk im Sommer wegen Auftragsmangel einige Zeit still-
zulegen. Sie entläßt an den nächsten Wochen den Rest von
etwa 300 Arbeitern , so daß das Werk mit Anfang August
außer Betrieb sein wird. Die Wiederaufnahme des Betriebes
hängt von der Erteilung von Reichsbahnaufträgen ab. Die
Stillegung kann also vielleicht einige Wochen , unter Umstän¬
den aber auch einige Monate dauern .

Eine schweizerische Stumpenfabrik soll in Steißlingen bei
Singen errichtet werden. Dieses Projekt wird veranlaßt durch

i das Tabakeinfuhrverbot . Das Gebäude der aufgelassenen
Haargarnspinnerei soll für die Stumpenfabrik erworben und
die bisherige Stumpenfabrik Diessenhofen soll nach Steißlin¬
gen verlegt werden.

Der Zahlungsverkehr
der badische« Beamteubauk

Die Badische Beamtenbank e. G . m. b. H. , teilt mit : Rach
der neuen Notverordnung dürfen Zahlungen der Geldinstitute
erfolgen an Firmen , Gewerbetreibende , Handwerker usw .,
die , Nachweisen , daß das Geld zu Lohnzahlungen verwendet
wird. Wie geht es aber dem Beamten , der sein Gehalt auf
eine Bank überweisen läßt ? Er kann über sein Gehalt nicht

. verfügen, und die Bank, die ihm gerne Zahlungen leisten
würde, kann dies ebenfalls nicht , weil die bei andern Geld¬
instituten unterhaltenen Guthaben nicht überwiesen werden
dürfen . Der Überweisungsverkehr ruht infolge der Notver¬
ordnung , Die Geldbeschaffung auch aus bestehenden Gut¬
haben ist infolgedessen unmöglich.

Daraus ergibt sich die merkwürdige Tatsache, daß der Be¬
amte sein ihm doch zustehendes Gehalt , also seinen bereits
verdienten Lohn nicht erhalten kann . Die Badische Beamten¬
bank wird von diesen Maßnahmen besonders hart betroffen,
da ihr einerseits durch das Notgesetz jede Möglichkeit der Be¬
schaffung von Zahlungsmitteln genommen ist, andererseits
aber die Mitglieder , die sämtlich Beamte sind , 60 000 an der
Zahl , sich mit gutem Recht als Lohnempfänger betrachken,
genau' wie jeder Arbeiter oder Angestellte, und darum verlan¬
gen , daß ihnen Zahlungen aus ihren Gehaltskonto geleistet
werden. Eine Ergänzung der Notverordnung in dem Sinne ,
daß a«S Gehaltskonten Barzahlungen erfolgen dürfen , ist
dringend erforderlich. Vorstellungen in Berlin waren bisher
allerdings ohne Erfolg.

Tagungen
Eine Friedenstagnng in Konstanz. Die „Internationale

demokratische Aktion für den Frieden " unter Führung des be¬
kannten Friedenskämpfers Maro Sangnier in Paris , hat an¬
läßlich ihres elften Friedenskongresses in Baden und im Elsaß
die Friedensfreunde aller Länder auf den 5. bis 9 . August
nach Konskdnz am Bodensee eingeladen.

Tagung der Gewerbeaufsichtsbeamten. Die Tagung der
Deutschen Gewerbeaufsichtsbeamten, die dieses Jahr in Karls¬
ruhe Anfang August stattfinden sollte , wurde mit Rücksicht auf
die Zeitverhältnisse verschoben .

OenwktdevmHßcharr
Voranschläge der Gemeinden

Der Bürgerausschuß Reilingen (Amt Mannheim ) hat den
Gcmeindevoranschlag, der bei . 123 728 Mt Gesamteinnahmen
mit einem ungedeckten Aufwand von 52 624 MH abschlietzt, mit
41 gegen 10 Stimmen der Sozialdemokraten unter dem Vor¬
behalt angenommen, damit noch den Rest der kommunalen
Selbstverwaltung zu erhalten. Mit 49 gegen 2 Stimmen er.
teilte der Bürgerausschuß ferner sein« Zustimmung zu dem
Vertrag über die Aufteilung der abgesonderten Gemarkung
Schwetzinger Hardt an die sieben Hardtgemeinden.

Der Fehlbetrag im Gemeindevoranschlag Waibstadt von
rund 43 000 MH soll durch folgende Umlage gedeckt werden :
Grundvermögen 1 Mt (bisher 1,08 ) , Betriebsvermögen 39
(43 ) , Gewerbeertrag 7,18 MH (8,10 ) . Außerdem wird Bier -
steuer erhoben. Die Bürgersteuer hat der Bürgerausschuß
abgelehnt.

Der Gemeinderat Wertheim wurde vom Bezirksamt als
Staatsaufsichtsbehörde veranlaßt , einen Gemeindebeschluß über
die Einführung der Gemeindebiersteuer mit Wirkung vom
1 . August, sowie der Bürgersteuer für das Rechnungsjahr 1931
herbeizuführen. Die Einführung dieser Notsteuern hatte der
Gemeinderat in seiner letzten Sitzung wiederholt abgelehnt.

Der Bürgerausschuß Brühl (bei Schwetzingen ) hat . sich mit
der Deckung des Fehlbetrags von 59 088 MH im Voranschlag
des Rechnungsjahrs 1931/32- beschäftigt . Zur Deckung des
Defizits wurde vorgeschlägen , entweder Aufnahme eines Kre¬
dits von 60 000 MH oder Erhöhung der Biersteuer um
50 Proz . und Erhöhung der Bürgersteuer oder durch bedeu¬
tende Herabsetzung der Ausgaben. In der Aussprache fühlten
sich die sozialdemokratischen Bürgerausschutzmitglieder durch
Ausführungen eines Kommunisten beleidigt und verließen ge¬
schlossen den Saal . Bei der Abstimmung wurden die Dek -
tungsvorschläge mit 26 gegen 14 Stimmen abgelehnt.

Der Bürgerausschuß Gaggenan hat nach dreistündigen Be¬
ratungen den Voranschlag für 1981/32 mit 39 gegen 21 Stim¬
men verabschiedet . Dagegen stimmten geschlossen die Klein¬
bürgerpartei und die Kommunisten.

Der Bürgerausschuß Bischweier (Amt Rastatt ) hat den Vor¬
anschlag , der die Einführung der doppelten Bier - und Bürger¬
steuer vorsah, auch . in der zweiten Beratung mit 25 gegen
6 Stimmen abgelehnt.

Die Umlage für Lahr ist jetzt wie folgt festgesetzt worden :
Vom Grundvermögen Steuersatz 100 <% ?, vom Betriebsver¬
mögen 40 fftpf und vom Gewerbeertrag 6 MH , je für 100 MH.
Biersteuer wie bisher, Bürgersteuer in einfachem Betrag .

Der Bürgerausschuß von Zell-Harmersbach genehmigte
unter Leitung des Bürgermeisters Or. Schumann mit 45 ge¬
gen 7 Stimmen den Voranschlag, . der mit . einem unabdeck -
baren Fehlbetrag abschließt . Vor Eintritt in die Tagesord¬
nung hielt der Bürgermeister anläßlich seiner ersten Bürger -
ausschußfitzung seine Antrittsrede .

Der Voranschlag der Gemeinde Bernau - Außertal wurde mit
nahezu allen Stimmen aus Protest gegen die Verteilung der
von dem Domänenamt St . Blasien für auf Gemarkung Bernau
»legenden Waldflächen abgelehnt.

Bürgermeisterwahlen . Der neue Bürgermeister von Schopf¬
heim, Or. Kefer, hat nun die Wahl definitiv angenommen . Er
tritt schon Anfang August sein neues Amt an . — In Spech-
bach (Amt Heidelberg) wurde Bäcker und Landwirt Adam
Pfahl mit 224 Stimmen zum Ortsoberhaupt , gewählt. ' Der
seitherige Bürgermeister Reinmuth erhielt 102 Stimmen . —
Die am Freitag vorgenommene Bürgermeisterwahl in Eber¬
bach ist ergebnislos verlaufen , da kein Kandidat die erforder¬
liche Stimmenzahl auf sich vereinigen konnte . — In Elsenz
wurde der seitherige Bürgermeister Johannes Müller zumvierten Male zum Bürgermeister gewählt. Insgesamt wur¬
den 736 Stimmen abgegeben ; davon waren 10 ungültig . Bür¬
germeister Müller erhielt 402 Stimmen .

Ehrenamtlicher Dezernent der fozialen Ämter in Freiburg .
Nachdem bei der am 30. Juni 1931 stattgehabten Bürgermei¬
sterwahl nur zwei Bürgermeister gewählt worden sind , soll die
dritte Bürgermeisterstelle bis auf weiteres nicht mehr besetzt
werden. Der Stadtrat hat daher seitens des Oberbürger¬
meisters für die Verteilung der Geschäfte gemachten Vor¬
schlägen sowie die Bestellung des Herrn Stadtrats Hofheinzals Vorsitzenden des Fürsorgeausschusses, des Jugendamtesund der dazu gehörigen Ausschüsse zugestimmt. Stadtrat
Hofheinz führt diese Geschäfte als ehrenamtlicher Stadtrat
ohne jede besondere Vergütung.

Sllus dev Landeshauptstadt
Sommer - Operette im Städtischen Konzerthaus . Die Ope¬rette „Die Rose von Stambul ", von Leo Fall fand am ver¬

gangenen Sonntag erneut begeisterte Aufnahme des nahezu
ausverkauften Hauses. Viele Nummern mußten wiederholtwerden. Auf die heute Abend stattfindende Vorstellung sei
daher besonders hingewiesen (siehe auch die Anzeige) .

Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte Karlsruhe
vom Dienstagmorgen : über Westeuropa hat kräftiger Lust¬
druckanstieg eingesetzt. Das über dem Ozean liegende Hoch¬
druckgebiet wird sich daher ostwärts verlagern , wobei wir dem
Einflüsse der skandinavischen Zyklone rasch entzogen werden.
Für die nächste Zeit können wir infolgedessen mit besserem
Wetter und allmählicher Erwärmung rechnen . — Voraussage :
Zeitweise heiter, höchstens vereinzelt leichte Regen und noch
kühl , bei Luftzufuhr aus Rordwesten .

Wafferstände: Waldshut 418 plus 46, Basel 242 plus 56,
Schusterinsel 314 plus 54, Kehl 410 plus 26. Maxau 619
plus 9, Mannheim 621 plus 61 , Caub über 200 Zentimeter .

Aarhrrkhteu ans Baden
Hochwasser in Mittel - «nd Anterbaden

Die außerordentlich lang andauernden und starken Regen¬
fälle der letzten Tage haben besonders in Unter- und Mittel¬
baden erhebliche Schäden verursacht.

Der Neckar hat die Baugruben von Rockenau und Hirsch¬
horn . überschwemmt und die Bau - und Grubenhölzer davon-
getragen . Sämtliche Baugruben der beiden Staustufen sind
ersoffen. Im Bezirk Wiesloch ist der Angelbach an vielen
Stellen über die Ufer getreten und hat die Getreidefelder und
Kartoffeläcker völlig unterspielt. An vielen Stellen beginnen
die Ähren zu faulen .. Besonders schlimm find die Hochwasser¬
schäden auch im Bruchsaler Bezirk . Aus Karlsdorf wird be¬
richtet , daß die Saalbach über die Ufer getreten ist und auch
die Kraichbach hat bei Ubstadt und bei Odenheim an vielen
Stellen Felder und Fluren unter Wasser gesetzt. Bedeutender

! Flurschaden wurde auch im Pfinzgau angerichtet. In der Dur -' lacher Gegend und insbesondere bei Weingarten und Grötzingen

stehen die Felder tief - unter Wasser . Der Schaden ist überall
groß. Für die Ernte bestehen ernste Gefahren, wenn nicht bald
trockeneres Weiter eintritt .

DZ . Heidelberg, 20. Juli . Die Universität Heidelberg hat
dem Geistlichen der protestantischen Gemeinde Speyer Pfarre »
Lind znm Ehrendoktor der Theologischen Fakultät ernannt .

DZ - Heidelberg, 20. Juli . . Wie die Heidelberger Handels¬
kammer mitteilt , hat der Reichspostministernun der Erstellung
eines neuen Fernsprechgebäudcs an der Sophienstrahe grund¬
sätzlich zugestimmt. Der Neubau ist für die Einrichtung eine¬
automatischen (Selbstanschluß-) Fernsprechamts und eine¬
neuen Fernamts bestimmt.

-DZ . Offenburg , 20. Juli . Nach siebentägiger Verhandlung
verurteilte das erweitere Schöffengericht Offenburg den Fa¬
brikanten Georg Pfähler wegen betrügerischen Bankerotts ,
Betrugs , versuchten Betrugs und Unterschlagung in mehreren
Fällen zu einer Gesamtgefängnisstrafe von VA Jahren und
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte auf die Dauer Dort1
drei Jahren . Dem Angeklagten wurden mildernde Umständ«
zugebilligt, sonst hätte er zu Zuchthaus verurteilt werden
müsien. Die Untersuchungshaft wurde mit acht Monaten an¬
gerechnet. Der Staatsanwalt hatte auf VA Jahre Gefängnis
und die zulässigen Ehrenstrafen plädiert .

bld . Freiburg i. Br ., 21 . Juli . Das in der ehemaligen Nord- '
kaserne wohnhafte Ehepaar Otto Henschel geriet am Montags
nachmittag in Streit , in dessen Verlauf Henschel seine Frau
mit einem Beil bedrohte. Die Frau griff daraufhin zurrt
Revolver und schoß auf ihren Mann , der, von zwei Schüssen
getroffen , tot zu Boden sank . -

Handel «md tvivtschatt
Ruhiger Verkehr bei Banke « «nd Sparkassen. Nach dert,aus dem Reich vorliegenden Nachrichten hat sich am Montag !

bei den Groß - und Privatbanken der Verkehr ruhig und glatV
abgewickelt . . Ein Andrang an den Kassen ist nicht erfolg»
und die Inanspruchnahme der Banken kann auch nach deg
weiteren , mit der am Montag «»»getretenen Auflockerung de-
Zahlungsverkehrs als normal angesehen werden. Bei dert
Sparkaffrn , die bekanntlich in der Zeit vom 20. bis einschl ,
23. Juli bis zu 20 RM . auszahlen dürfen, ist die Lage eben¬
falls ruhig .

Konkursverfahren gegen Nordwolle eröffnet. Die Justiz -,,
Pressestelle Bremen teilt mit, daß über das Vermögen de«
Norddeutschen Wollkämmerei und Kammgarnspinnerei, Bre-
men , heute , Dienstag , morgen der Konkurs eröffnet worden)
ist. Die vier stellvertretenden Vorstandsmitglieder und Rechts¬
anwalt Or. Lifschitz sind beim Konkursrichter erschienen und!
haben erklärt , daß die Gesellschaft zahlungsunfähig ist. Zum ^
Konkursverwalter würde Rechtsanwalt Or. Heinemann» Bre¬
men , ernannt .

Die Zukunft der Danat -Bänk. Bei einer Besprechung von !
Vertretern des Bankbeamten-Vereins ' mit den Staatskom - '
mifsaren für die Danat -Bank äußerte sich in Berlin der Treu - I
händer Or. Bergmann über das weitere Schicksal der Danat - !
Bank etwa folgendermaßen : Die Bank dürfte nach seiner An¬
sicht nicht untergehrn , da ihr- Verschwinden , ganz abgesehen̂
von den höchst beklagenswerten Folgen für die Angestelliert!
einen ungeheuren Schaden für die gesamte Volkswirtschaft be-
deuten würde . Die Aufgabe der Staatskommissare sei es nicht,
das Institut zu zerschlagen ; man hoffe vielmehr; - daß die Be¬
mühungen um eine Erhaltung von Erfolg begleitet sein werden«
Fast alles aber hänge gegenwärtig von dem Ergebnis der Ver »;
Handlungen in Paris ' und London ab. Auch liege der Status
der Bank noch nicht in vollem Umfange vor.

Kollmar . & Jourdan AG., Ührkettcnfabrik, Pforzheim. Der
neue Verlust für 1930/31 (30. April) wird im Bericht damit
erklärt , daß die Luxuswarenindüstrie im In - und Auslande ,
besonders schwer von der allgemeinen Lage betroffen wurdet
es gäbe zur Zeit kein Land auf der Welt, in dem die Schmuck- !
Warenindustrie nicht notleidend geworden wäre . Die Firma )
Klein & Quenzer AG. in Oberstein, deren Aktienmehrheit
Kollmar & Jourdan besitzen, verteilte 8 <i. V . 6) Prozent
Dividende . Der Bruttoerlös der Kollmar & Jourdan ermä¬
ßigte sich von 1,35 auf 1,16 Mill . ; nach 250 000 (307 000) Ab¬
schreibungen und bei 1,12 ( 1,32) Betriebs - und Verwaltungs -
kosten , ergibt sich ein Berlnst von 217000 MH (l B. nach Stuf*
zehrung von 109 000 Vortrag Verlust : 161000) , der wiederum
aus der Reserve gedeckt wird ; diese geht danach auf noch
134 000 MH bei 5 Mill . Aktienkapital zurück . Über die Aussichten
lasse sich bis jetzt nichts Günstiges sagen. (Generalversamm¬
lung 12. September .)

Keine Devisen für Auslandswcine ! Der Deutsche Weinbau-
verband hat an den Reichsernährungsminister, den Reicks»
finanzminister und die Reichsbank folgendes Telegramm ge-
langen lassen: „Angesichts der schwierigen Geldmarktlage und
der großen Vorräte an billigen deutschen Weinen bitten wir ,
Devisenzuteilung für Einfuhr ausländischerWeine zu - sperren."

Die Reserven der schweizerischen Banken. Die Schweizerische
Nationalbank stellt fest , daß sich die Schweizer Banken bedeu -
tende , unmittelbar verfügbare Gelder gesichert haben , indem
sie sich gewaltige Reserven schufen. In der Tat belaufen sich
die Giroguthaben bei der Nationalbank gegenwärtig aus 450
Millionen Schweizer Franken , gegen 150 Millionen vor einem
Jahr . Die Notenausgabe der Nationalbank hat sich seit eini¬
gen Tagen merklich vergrößert und übertrifft diejenige vor
einem Jahre um mehr als 100 Millionen Schweizer Franken.
Die Golddeckung erlaubt jedoch, den Umlauf noch auf eine Mil -
liarde auszudehnen .

« taatsanzeigev
vevsonellev Teil

Ernennungen, Versetzungen , Zurruhesetzungen usw.
der planmäßigen Beamten ,

Ans dem Bereich des Ministeriums des Innern k
Versetzt :

Landrat Heinrich Groß in Breiten nach Müllheim, die
Regierungsräte Or. Otto Esau bei der Polizeidirektion Baden-
Baden zum Oberversicherungsamt in Karlsruhe , Or. Julia »
Bierneisel beim Bezirksamt Ettlingen zur Polizeidirektion
Baden -Baden , Karl Vierling beim Bezirksamt Offenburg zu
jenem in Ettlingen .

Gestorben:
Werkmeister Bernhard Baumann an der Heil - und Pflege¬

anstalt bei Konstanz.

E. Büchle Inhaberi W . Bertsch
Kaiserstraße 132

g Spezialhaus für Bilder u. Einrahmungen
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Badisches Uotgesetz
— Änderungen in den Besoldungsbezügen —

Das Notgesetz vom 9. Juli 1931 sieht neben anderem beson »
bere Maßnahmen auf dem Gebiet der Beamtenbesoldung
vor . Hierbei ist nicht nur an die bprozentige Kürzung der
Dienstbezüge gedacht , sondern auch an Änderungen des Besol¬
dungsgesetzes vom 24 . Februar 1928, auf deren Tragweite hier
aufmerksam gemacht wird.

So ist beispielsweise bestimmt, daß die Vorschrift in der
Äberleituqgsbestimmnng zu Gruppe 2 c der Besoldungsord-
aung A , wonach

a) Beamte mit Bezügen der alten Besoldungsgruppe A X
ein um zwei Jahre verbesserte» BesoldungSdienstalter
(künftig BdA. abgekürzt), und

d) Beamte mit den Bezügen der alten Besoldungsgruppe
AXI ein um 0 Jahre verbesserte» Besoldungsdienstalter
erhielten,

, dahin abgeändert ist, (und zwar gemäß 8 7 der Vorschriften im
zweiten Teil , Kapitel I der zweiten Reichsnotverordnung —

MGBl . 1931, S . 279 — ) , daß beim Übertritt aus Gruppe A X
nach 2 c das BdA. unverändert bleibt und beim Übertritt aus
Gruppe A XI nach 2 c das BdA. nicht um 0, sondern nur um
4 Jahre verbessert wird . Auf Grund dieser Bestimmung in § 5
Abs . 1 Buchst , c des Notgesttzes, sind die Besoldungsdienst-
alter sehr vieler, ehedem in Gr . X und XI der früheren Be-

ioldungsordnung eingestust gewesener Beamte« ne« fest- und
emzufolge auch ihre Bezüge dementsprechend (d . h . jeweils

fjunt eine Gehaltsstufe ) herabzusetzen.
Beispiele:

Regierungsrat » ftüher in Gr . X mit einem BdA. vom
1 . Oktober 1925, erhielt bei der Überleitung auf 1. Oktober
1927 in Gr . 2 c die Bezüge der dritten Gehaltsstufe mst
5600 JM Grundgehalt ; nach dem Notgesetz bleibt sein
BdA. in Gr . 2 c auf 1 . Oktober 1925 bestehen , sein Grund¬
gehalt auf 1 . Oktober 1927 beträgt deshalb nur 5200 JM,
heute also statt 0000 JM nur 5000 JM ; damit erniedrigt
sich aber auch noch fein Wohnungsgeldzuschuß von seither
jährlich 1308 JM auf 1008 JM .

Forftrat , früher in Gr . XI , mit einem BdA. vom 1 . Ok¬
tober 1919, erhielt bei der Überleitung auf 1 . Oktober 1927
in Gr . 2 c die Bezüge der siebenten Gehaltsstufe mit 7500
Reichsmark Grundgehalt ; nach dem Notgesetz wird sein
BdA. statt bisher . 1 . Oktober 1913 in Gv. 2 c auf 1 . Ok¬
tober 1915 festgesetzt, sein Grundgehalt auf 1 . Oktober
1927 beträgt deshalb nur 7200 JM, heute also statt 7800
Reichsmark nur 7500 JM .

Auf die hiernach vom 1. August 1931 an herabgesetzten
Dienstbezüge sind sodann «och die Gehaltskürzungen nach der

>badischen und nach den Reichsnotverordnungen anzuwenden.
Eine andere , einschneidende Abänderung besagt, daß

ledige , außerplanmäßige Beamte mit Ausnahme der Geist¬
lichen mit mehr als sieben Vergütungsdienstjahren und
der Schwerbeschädigten keinen Wohnungsgeldzuschuß mehr
erhalten ,

außerdem werden durch eine Neufassung der Bergütungsord -
nung für die außerplanmäßigen Beamten deren Dienftbezüge
überhaupt zum Teil erheblich herabgesetzt.

So erhalten beispielsweise Beamte , die ihr erste planmäßige
Anstellung in Besoldungsgruppe A2 finden (Lehramts -, Ge-

richt»-, Forstassefforen u . dgl.) im 1 . BergütungSdienftjahr statt
bisher jährlich 4000 JM , nur noch jährlich 8000 JM .

L Beispiel:
Lehvamtsaffeffor, ledig, unter 45 Jahren , wohnhaft in

Ortsklasse A, im 1. Vergütungsdienstjahr , erhielt seither
an Grundvergütung monatlich: 333,33 JM , Wohnungs -
geldzuschuß 01 JM . zus . 894,33 JM ;

ab 1. August 1931 : Grundvergütung 250 JM , Woh -
nungsgeldzuschuß 00 JM , zus. 250 JM .

vergleich der Rettobezüge nach dem Stand am 1. April
1930 und vom 1. August 1931 :
1. April 1930 : Bruttobezug 394,38 JM , ab die Lohnsteuer
mit 20 JM = 308,38 JM ; 1. August 1931 : Bruttobezug
250 JM, ab die badische Kürzung mit 12,50 JM , ab die
Reichskürzung mit 15+ 10 Ml = 25 JM = 37,50 JM,
verbleibt 212,50 JM . Hiervon weiter ab a ) Lohnsteuer
mit 11 JM , b) Ledigenzuschlag mit 1,10 JM — 12,10 JM,
verbleiben zuletzt 200,40 JM ; gegen 1. April 1930 weni¬
ger 107,93 JM .

2. Beispiel:
Außerplanmäßiger Zivilanwärter für Kanzleisekretär-

stelle der Besoldungsgruppe 8, ledig, unter 45 Jahren , im
1 . Bergütungsdienstjahr , erhielt seither an Grundvergü¬
tung monatlich: 137,50 JM , an Wohnungsgeldzuschuß mo¬
natlich 44,50 JM , zus . 182 JM ; ab 1. August 1931 : Grund¬
vergütung monatlich 125 JM , Wohnungsgeldzuschuß mo¬
natlich 00 JM, zus. 126 JM .

Vergleich seiner Nettobezüge nach dem Stand vom
1. April 1930 und vom 1. August 1931 :
1 . April 1930 : Bruttobezug 182 JM , ab die Lohnsteuer
mit 0 JM — 170 JM ; 1. August 1931 : Bruttobezug
125 JM, ab die zweite Reichskürzung mit 5 JM , verblei¬
ben 120 JM (badische Kürzung und erste Reichskürzung
entfällt wegen der Freigrenze von 2000 bzw . 1500 JM ) .
Hiervon weiter ab die Lohnsteuer mit 2 JM , verbleiben
zuletzt 118 JM ; gegen 1. April 1930 weniger 58 JM .

Diese erhebliche Herabsetzung der Bezüge der ledigen außer¬
planmäßigen Beamten folgt dem Bestreben, deren Besoldungs¬
regelung wieder mehr den Verhältnisse« der Vorkriegszeit
anzunähern .

Me neue Dieuftvelsero fi en vevoirdnung
Das badische Staatsministerium hat eine neue Dirnstreise -

kostenverordnung herausgegeben . Danach erhalten die plan¬
mäßigen Beamten bei Dienstreisen zur Bestreitung ihres
Mehraufwandes gegenüber dem gewöhnlichen Aufwand eine
Reisekostenvergütung, bestehend aus Tagesgeld , Übernachtungs¬
geld , Fahrkostenersatz, Weggeld und Ersatz notwendiger Neben¬
kosten.

Eine Dienstreise liegt nur dann vor, wenn sich der Beamte
aus dienstlichen Gründen mindestens zwei Kilometer von sei¬
ner Ortsgrenze entfernen muß . Das volle Tagesgeld beträgt
je nach der Besoldungsgruppe 4,20 bis 12 JM . Für Dienstrei¬
sen , die an demselben Kalendertag angetreten und beendet
werden, und nicht mehr als fünf Stunden dauern , wird kein
TageSgeld gewährt. Bei mehreren Reisen an einem Kalender¬
tag wird jede Reise für sich entschädigt. Beamte ohne eige¬
nen Hausstand erhalten drei Viertel oe» zuständigen Tage-
gelbes. Das Übernachtungsgeld beträgt für die Beamten je

nach der Besoldungsgruppe 3,20 bis 7,20 JM , für teuere Orte
3,00 bis 9,00 JM. Für Strecken, die bei Dienstreisen auf Eisen¬
bahnen, Schiffen oder sonstige öffentlichen regelmäßigen Ver¬
kehrsmitteln zurückgelegt werden, find dem Beamten an
Fahrkosten die wirklich erwachsenen Auslagen einschließlich
der Kosten für Beförderung des notwendigen Gepäcks zu er¬
statten . Wird eine niedrigere Klaffe benutzt, als zulässig ist,
so darf nur der wirklich entrichtete Fahrpreis angerechnet wer¬
den. Bei Wegstrecken , die nicht mit öffentlichen regelmäßigen
Verkehrsmitteln zurückgelegt werden können, wird bei Entfer¬
nungen von mindestens zwei Kilometer des Hin- und Rück¬
wegs ein Weggeld von 15 Jfpf gewährt.

Die bei einer Dienstreise entstehenden notwendigen Neben-
kosten werden erstattet , soweit sie angemessen sind . Bei außer¬
gewöhnlichem Aufwand kann das Vorgesetzte Ministerium
einen Zuschuß bewilligen. Für Amtsbezirksreisen kann eine
besondere Regelung vorgeschrieben werden. Bei täglicher Rück¬
kehr an den Wohnort wird Beschäftigungstagegeld bzw . ein
Zuschuß gewährt. Das Ministerium des Innern ist ermäch¬
tigt , im Benennen mst dem Finanzministerium besondere Vor-
schriften für die Beamten des staatlichen Sicherheitsdienstes
(Polizei und Gendarmerie einschließlich des Verwaltungs¬
dienstes) zu erlassen. Die Vorschriften der neuen Verordnung
gelten auch für die außerplanmäßigen Beamten und die Be¬
amten im Probedienst.

Grundlegende Reichsgerichtsentschetvung
zum Beamtengehattsabba « in de» Ländern
Das Reichsgericht hat in der Wartegeldklage zweier zur

Disposition gestellter oldenburgischer Staatsminister über die
Frage , ob . ein landesgesetzlicher Vorbehalt, die urprünglich in
Übereinstimmung mit bestimmten Reichsbeamtengehältern fest¬
gesetzten Gehaltssätze der Landesbeamten später wieder herab¬
zusetzen oder durch eine Höchstgrenze zu beschränken , vereinbar
ist mit der in Artikel 129 der Reichsverfassung ausgesprochenen
Gewährleistung der wohlerworbenen Rechte der Beamten ent¬
schieden und dazu ausgeführt :

Die ReichSverfaffung will die „wohlerworbenen Rechte " der
Beamten schützen; welche Rechte aber im Sinne der Reichs -
Verfassung wohlerworben sind, muß den Gesetzen entnommmen
werden, welche diese Rechte begründet haben. Werden z. B.vom Gesetz Boamtenbezüge nur widerruflich oder auf be¬
stimmte Zeit gewährt, so werden sie nur mit dieser Beschrän¬
kung erworben ; sie fallen weg mit dem Widerruf oder mit dem
Ablauf der bestimmten Zeit. In gleicher Weise — entgegeneiner verbreiteten Meinung — ist bet Fall zu beurteilen , daß
Bezüge durch Gesetze mit de« Vorbehalt der Änderung durcheinfache Gesetze gewährt werden. Das Recht auf sie wird nurmit dieser ihm innewohnenden Beschränkung, nicht unabhängigvon ihr, erworben . Die auf dem Vorbehaltswege erfolgende
Änderung, im besonderen Herabsetzung der Bezüge verletzt da¬
her nicht wohlerworbene Rechte. Gewiss« Grenzen müssen aller-
dings gerade im Sinne der ReichSverfaffung anerkannt werden,und es muß eine andere rechtliche Beurteilung Platz greifen,wenn der gesetzliche Vorbehalt auch die Ermächtigung zu einer
Herabsetzung der Art und des Umfanges geben soll, daß damitdie wesentlichen Grundlagen deS Berufsbeamtentums , dessen
Fortbestand Artikel 129 verfassungsmäßig sichern soll, sein
Aufbau die ganze Stellung des Beamten , im besonderen auchdie dauernd« Gewährung eines standesgemäßen Unterhalts be¬
rührt werden.
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Entlasten Sie den
Geldmarkt
Zahlen Sie bargeldlos !

Wenn Ihre Bank nicht» auszahlt » so hftnnea Sie doch
über die Hälfte Ihres Guthaben » verfügen. Sie können
den Betrag bargeldlos überweisen lassen. Formulare
hierzu stellen wir zur Verfügung. Kaufen Sie jetzt
schnell noch zu den gedrückten Preisen»die der Käufer¬
streik erzeugte. Die groll einsetzende Nachfrage wird
bestimmt die Preise jetzt wieder auf den normalen
Stand bringen » vielleicht sogar darüber .

Mobet ^ ^ Narx
MARKTPLATZ

Das Mli r t n d « Haus für geschnucfcroUe
preiswerte QualltatS - Möb « ! L.jij

Wh * werben für Sie !

Hochbauarbeiten für die
Spielhalle eines Erzie-
hungsheimeS des Reichs -
bahn -WaisenhortS in Frei¬
burg i . Br . nach den vom
ReichsverdingungSauSschuß
aufgestellten allgemeinen
Bestimmungen öffentlich zu
vergeben : Erd-, Beton-,
Maurer -, Steinhauer (rote
Natursteine 19 m*, gelblich-
oder gelblich-weiße Natur -
oder Kunststeine 22 m*
Kunstgranitsteine 2,5 m*),
Zimmer-, Grobschlosser -,
Entwäfferungs - und Hn-
stallationSarbeiten . Plane
und BedingniShest beim

Reichsbahn-Neubauamt
Freiburg , Wilhelmstr. 48 Ul.
Zimmer 19, von 8—12 Uhr
zur Einsicht . daselbst auch
Abgabe der Angebotsvor¬
drucke, solangeVorrat reicht .
Kein Versand nach aus¬
wärts . Angebote mit ent¬

sprechender Aufschrift post¬
frei bis 4 . 8. 31, 11 Uhr,
bei mir einzureichen. Zu-
schlagsfrist 3 Wochen . Frei-
bura , den 20. 7 . 31. R .570

RrichSbahu-Rrubauamt.

« .995 . Karlsruhe, über
das Vermögen der Firma
Sourab Schwarz, Spezial-
geschift für sauitüre HauS-
iapaSatiou und Beleuchtung
in Karlsruhe , Waldstr. 50,
wurde heute nachmittag 5
Uhr Konkurs eröffnet. Kon-
kurSverwalter ist Rechts¬
anwalt vr . Waerther in
Karlsruhe , Kaiserstr- 154 .
Konkursforderungen find
bis zum 1 . September 1931
beim Gerichte anzumelden .
Termin zur Wahl eines
Verwalters , eines Gläu »
bigerausschuffeS, zur . Ent¬
schließung üb« die in § 132
der Konkursordnung be»

zeichneten Gegenstände ist
am : Montag , den 10 . Au-r st 1931, nachmittags

Uhr, vor dem Amtsge¬
richt, hier , Akademiestr- 8,
3 . Stock , Zimmer 246 und
zur Prüfung der angemel.
deten Forderungen am :
Freitag, den 18. September
1931 , nachmittags */,4 Uhr,
vor dem Amtsgericht Karls¬
ruhe, Akademiestraße 4,2 . Stock , Zimmer Nr . 131 .
Wer Gegenstände d« Kon¬
kursmasse besitzt od« zur
Konkursmasse etwas schul-
det , darf nichts mehr an
denGemeinschuldnerleisten.
D « Besitz der Sache und
ein Anspruch auf abgeson¬
derte Befriedigung daraus ,
ist dem Konkursverwalter
bis 1 . September 1931 an¬
zuzeigen. Karlsruhe , den
17 . Juli 1931 . Geschäfts.
Me deS Amtsgerichts A 7.

91 . 572 . Offeaburg . In
dem Konkursverfahren über
das Vermögen des Kauf-
manns RichardDützer, allsti.
Niger Inhaber der Fa - Rich.
Dützer, Farben und Lacke
in Offenburg ist T « min
zur Prüfung der nachträg.
lich angemeldeten Forde¬
rungen und zur Absti m
mung über den vom Ge»
meinfchuldner gemachten

bestimmt auf : Donnerstag,
dm 13 . Angufi 1931, nachm .
4 Uhr vor dem Bad - Amts¬

gericht Offenburg 2 . Stock ,
immer 0. Der Vergleichs¬

vorschlag und die hierüber
abgegebenen Erklärungen
deS GläubigerauSfchuffeS
sind auf d« Geschäftsstelle
des Konkursgerichts zur
Einsicht der Beteiligten
nied« gelegt- Offenburg,
den 18 . Juli 1931 . Se-
fchiftsfielle d. Amtsgerichts ll

fiOIMK -filKtCtte
im 68W. JtonjerinB

Mittwoch, den 22. Juli 1931
Zum erstenmal

Operette von Leo Asch«
Dirigent : Zilz«
Regie: Reißner

Mitwirkende:
Lös« , Jensen , Pruscha,
Macher, Lederer, E . Rivi-
niuS, H . RiviniuS , Jessner,
Ziegler, Lindemann , Kurr ,
Mehner , Inge Sonntag ,
Josef Sonntag , Schnitzer,

Kühne.
Anfang 20 Ende 23

Meise 1—4 XS.

Do . 23 . 7 . Ein Walzertraum .
Fr . 24 . 7 . Hoheit tanzt
Walzer - Sa . 25. 7. Die
Rose von Stambul - So .
26 . 7 . Hoheit tanzt Walzer

Nächste Woche

Geldlotterie
Ziehung 29. VIL 81.
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Lii1.- U, Parti i, List« H PJ| .

Aul 10 lld. Nf. .1 Gewinn garantiert !
Upmßp Mannheün

Pottieh. 11841 Karltniha
all* Vtrkaifntaiin

PORPIIYRWIRK
DOmVHIIM

■ HANSVATTIC
DOSSENHEIM‘X8f»GiN- !

1 ers^ .assigt
SIRAHENBAU -

MAURIAl

Saison-Ausverkauf
bietet enorme Vorteile
zur Eindeckung von
Manufakturwaren aller Art,
Herren- und Damen-Kleiderstoffen,
Aussteuer-Artikeln usw. L .J 14

Malthoner & HousMtz
Karlsruhe , Waldhornstraße 19

Druck G . Braun , Karlsruhe
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